(„Lieferanten“-)Betrug (§ 263 StGB)

als Unterfall des § 263 StGB
:

- Tatsachen-Täuschung


- idR konkludent


- Zukünftiges

- auch über sog. innere Tatsachen
:
  

- Zahlungswilligkeit



- Einschätzung zukünftiger
 Leistungsfähigkeit durch Käufer

          →Nachweis [+] idR bei aktueller Zahlungsunfähigkeit; 

          sonst an Hand
 obj. Krisenindikatoren

- durch Unterlassen
? § 13 StGB
 ? 

- Irrtum des Lieferanten

 auch bei Zweifel (= allg. Problem
; str.) an  Zahlungsfähigkeit
 

- Vermögensverfügung: Abschluss des Kaufvertrages (s.u.)

- Vermögensschaden:


- Eingehungsbetrug (Vertragsschluss)
 


- [+] nur, sofern Zahlungsanspruch minderwertig (und 
          keine hinreichenden Sicherheiten
 bzw. Zug-um-
           Zug-Sicherung
) → schadensgleiche Vermögensgefährdung
                               bei branchenunüblichem Risiko bez. Bonität

- Täterschaft/Teilnahme: kein Sonderdelikt
 
    - gutgläubige Mitarbeiter: Geschäftsherr als mittelbarer Täter

    - bösgl. Mitarbeiter: Geschäftsherr ≠ mittelbarer Täter 

                         (str.→ Tatherrschaft infolge Organisationsherrschaft
?)

          → Geschäftsherr = Mittäter (§ 25 II StGB) bzw. Anstifter (§ 26 StGB)
 - Strafschärfung gem. § 263 III 2 StGB:
   - Regelbeispiele: 
 - Nr. 1, 2. Var.: Gewerbsmäßigkeit 

- Nr. 2 Var. 1: Vermögensverlust großen Ausmaßes
 

- Nr. 2 Var. 2:
 große Zahl (ab 20) von Menschen
 + Gefahr des Verlustes 
  von Vermögenswerten

� Hintergrund: Üblicherweise fallen im kaufmännischen Verkehr der Zeitpunkt der Leistung (zB Warenlieferung) und der Zeitpunkt der Fälligkeit der Gegenleistung (zB Kaufpreiszahlung) auseinander: Dem Käufer von Waren wird ein bestimmtes Zahlungsziel nach Wareneingang oder Rechnungszugang eingeräumt; bzw. es wird eine Zahlung nach Weiterverkauf der gelieferten Waren vereinbart.


� Vgl. also „Skript“ zu § 263 StGB allgemein; sowie Krekeler/Werner, Unternehmen und Strafrecht (2006)Rn. 1250 ff.. 


� Sofern schriftliche Falschangabe zur Stundung der Kaufpreisforderung führt zusätzlich § 265b StGB (vgl. Abs. 3 Nr. 2)


�  Hierzu allgemein: LK-Tiedemann, § 263 Rn.  Rn. 28 ff., 38 f.


� S. zB BGH StV 1984, 512


� Bezogen auf den Zeitpunkt der Fälligkeit der Kaufpreisforderung


� Also Zuschreibung der bewussten Täuschung durch Rückschluss aus äußeren Umständen (vgl. die parallele Problematik zur „Feststellung“ des dolus eventualis in Abgrenzung zur bewussten Fahrlässigkeit: Schönke/Schröder-Cramer/Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 87-87B


� Etwa: Allgemeine Zahlungsmoral des Bestellers / Ausdehnung von Zahlungszielen / zunehmende Zahlungsrückstände, insbesondere auch hinsichtlich von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen / Häufung von gerichtlichen Mahnbescheiden und bei Gericht anhängigen Leistungsklagen / fruchtlos Vollstreckungsmaßnahmen / Nichtbezahlen wiederkehrender Verbindlichkeiten für betriebsnotwendige Leistungen / (Androhung von) Kündigung von Bankkrediten.


� S. LK-Tiedemann, § 263 Rn.  Rn. 51 ff., 65.


� IdR keine Garantenstellung zur Aufklärung über schlechte finanzielle Lage (vgl. BGH StV 84, 512); Ausnahme bei besonderer Vertrauensbeziehung.


� Zur Auswirkung unterschiedlicher Wissensstände infolge von Arbeitsteilung: Schönke/Schröder-Cramer/Perron § 263 Rn. 41a mwN.


� Nach hM  (BGH NJW 2003, 1198; LK-Tiedemann, § 263 Rn.  84 ff., Schönke/Schröder-Cramer/Perron, § 263 Rn. 40; zum viktimodogmatischen Hintergrund: Schönke/Schröder-Lenckner/Eisele, vor § 13 Rn. 70b) lässt  ein Zweifel des getäuschten seinen Irrtum nicht entfallen, solange das Opfer trotz konkreter Zweifel die vorgespiegelte Tatsache für möglich hält und deshalb trotz seiner Zweifel die Vermögensverfügung vornimmt (hier also: ohne zusätzliche Sicherheit liefert und damit vorleistet).


� Hat ein Lieferant in der Vergangenheit ungeachtet von Nichtzahlungen wiederholt geliefert, so ist zu prüfen, ob wirklich noch eine  - für § 263 StGB erforderliche: Schönke/Schröder-Cramer/Perron, § 263 Rn. 41) unbewusste Selbstschädigung des Getäuschten vorliegt.


� Von der ganz hM anerkannt (vgl. [einschr.] Schönke/Schröder-Cramer/Peron § 263 Rn. 129-131); Problem: Vorverlagerung der Vollendung Abschneiden des strafbefreienden Rücktritts nach § 24 StGB (zB Täter klärt den Lieferanten noch vor Lieferung auf; oder: Täter erlangt wider Erwarten nach Vertragsschluss hinreichende finanzielle Mittel): Strafbarkeit bleibt unberührt


� Ergänzung: Wechsel- und Scheckbetrug (hierzu: Krekeler/Werner, Rn. 1274 ff., Otto, Jura 1983, 24 ff.): 


Häufig erhält der Lieferant vom Abnehmer seiner Ware erfüllungshalber (dh seine Kaufpreisforderung bleibt bestehen) einen Scheck bzw. Wechsel als zusätzliche Befriedigungsmöglichkeit. Spiegelt der Warenempfänger als Scheckgeber bzw. Wechselakzeptant hierbei wahrheitswidrig (idR konkludent) vor, er sei überzeugt, sein Konto werde bei Scheckvorlage die erforderliche Deckung aufweisen bzw. er könne den Wechsel bei Fälligkeit einlösen, und erregt er einen entsprechenden Irrtum beim Lieferanten, so kann insoweit ein Betrug (Vermögensgefährdung) vorliegen. Da aber Scheck und Wechsel nur eine zusätzliche Befriedigungsmöglichkeit bieten sollen, kann von einem Schaden des Lieferanten (= Scheck- und Wechselnehmer) dann nicht gesprochen werden, wenn die Grundforderung als solche realisierbar ist (NK2.-Kindhäuser § 263 Rn 337).


Finanz- statt Warenwechsel: Da ein sog. Finanzwechsel nicht durch ein Warengrundgeschäft gesichert ist, aus dem der Schuldner die zur Einlösung erforderlichen Finanzmittel erwirtschaften kann, kommt ihm im Wirtschaftsleben ein geringerer Wert zu; somit kann sein Verkauf als vermeintlicher Warenwechsel zur Strafbarkeit aus § 263 StGB führen (vgl. NK2.-Kindhäuser § 263 Rn 338, LK-Tiedemann § 263 Rn. 221, MüKo-Hefendehl § 263 Rn. 581). Eine ebenfalls § 263 StGB unterfallende Wechselreiterei liegt dann vor, wenn mehrere nicht mehr Kreditfähige gegenseitig Wechsel aufeinander ziehen, um sich durch Diskontierung  (= Ankauf des Wechsels durch Bank gegen Zahlung des Wechselbetrages abzüglich Diskontzinssatz) des erhaltenen - und als Warenwechsel ausgegebenen - Wechsel-Akzepts Kredit zu verschaffen (vgl. NK2.-Kindhäuser § 263 Rn 338, LK-Tiedemann § 263 Rn. 222, MüKo-Hefendehl § 263 Rn. 583).








� ZB selbstschuldnerische Bürgschaft eines solventen Dritten für die Kaufpreisforderung; hingegen würde ein Eigentumsvorbehalt für die gelieferte Ware nicht genügen (Gefahr des Eigentumsverlustes sowie ggf. Wertminderung  bez. zurückzunehmender Ware). Hierzu: LK-Tiedemann § 263 Rn. 174


� Vgl. BGH NJW 1994, 1746; LK-Tiedemann aaO.


� S. Krekeler/Werner, Rn. 1265.


� Absicht, einen Dritten (stoffgleich Vermögensvorteil gleichsam Kehrseite des Vermögensschadens) zu bereichern, genügt.


� Tatherrschaft kraft Wissensherrschaft infolge Irrtumserregung.


� So zB BGH NJW 1998, 769 (im Anschluss an BGHStE 40, 218, 236); s.a. Tiedemann, Wirtschaftsstrafrecht, Einführung und Allgemeiner Teil, Rn. 241 mwN in Fn. 308 f.; ablehnend: Roxin, Strafrecht AT II, § 25 Rn. 129 ff., der seinerseits (Rn. 137) eine Unterlassungs(neben)täterschaft des Anweisenden annimmt; s.a. Kühl, AT, § 20 Rn 73 b + c AT II, § Rn. , Schönke/Schröder-Cramer/Heine § 25 Rn. 25a).


� Ab 50.000 € (s. BGHStE 48, 361).


� Hierzu: Schönke/Schröder-Cramer/Perron § 263 Rn. 188d.


� Die Gefährdung einer Juristischen Person (zB GmbH) wird trotz mittelbarer Betroffenheit ihrer Eigentümer nicht erfasst: BGH NJW 2001, 319 (offengelassen für Ein-Mann-GmbH.
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